
 

 
 

 
 
 

 

Jahresbericht 2017 
 
 

Abteilung für Sozialpolitik und Gesundheit 

 



 

 

2 
 

 

 
2017: Das vergangene Jahr war in jeder Hin-
sicht ein forderndes Jahr für die gesamte So-
zialpolitische Abteilung. 

 
 
 
 

 
Schon im Jänner beschlossen die vier Sozialpartner-Präsidenten, jeweils ein Thema in intensiven 
Verhandlungen bis zum Juni des Jahres in Umsetzungsreife zu bringen - alle vier Themen waren in 
unserer Abteilung angesiedelt:  
 
Mindestlohn € 1.500,-- Arbeitszeitflexibilisierung, Arbeitsmarkt-Entsendungen und Herkunftskenn-
zeichnung von Lebensmitteln.  
 
Umso bedauerlicher war es, dass Ende Juni die Gewerkschaft zu der für uns wichtigen Arbeitszeit-
flexibilisierung im letzten Augenblick die Zustimmung versagte! Schon vorher aber auch über den 
Sommer erarbeitete die Abteilung unzählige Vorschläge zur Verbesserung der sozialpolitischen Situ-
ation für unsere Betriebe für die anstehenden Nationalratswahlen.  
 
Obwohl wir an den Regierungsverhandlungen unmittelbar nicht teilnehmen konnten, gelang es doch, 
eine ganz große Zahl von wichtigen Vorschlägen in die Verhandlungen und in weiterer Folge in das 
Regierungsübereinkommen einzuspielen:  
 
Von der deutlichen Senkung der Lohnnebenkosten über die Flexibilisierung der Arbeitszeit, der Ent-
schärfung des Lohn- und Sozialdumpings, der Abschaffung des Kumulationsprinzips, der Neuordnung 
des Arbeitslosengeldes bis zur großen Strukturreform der österreichischen Sozialversicherung - ein 
großer Erfolg für die Wirtschaftskammer!  
 
Zugleich sahen wir uns einem neuen Groß-Ressort gegenüber: Dem Bundesministerium für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, das sämtliche Aufgabenbereiche unserer Abteilung 
umfasst.  
 
Jetzt gilt es, die konsequente Umsetzung des Regierungsübereinkommens mit vielen Verbesserungen 
der Effizienz des Sozialsystems und der Entlastung unserer Betriebe voranzutreiben. Die äußerst 
gute Konjunkturlage und der starke Rückgang der Arbeitslosigkeit sollte dabei hilfreich sein!  
 
 
Dr. Martin Gleitsmann 
Abteilungsleiter 
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Arbeitsmarkt und Soziales 
 
Referenten: Mag. Gabriele Straßegger, Mag. Maria Kaun  
 
Die Wirtschafskammer und ihre Vertreter wirken wesentlich an der österreichischen Arbeitsmarkt-
politik mit. Die Abteilung für Sozialpolitik stellt die Vertreter der WKÖ in den Gremien des Arbeits-
marktservice wie dem Verwaltungsrat und seinen Ausschüssen und beschloss im VWR u.a. das AMS 
Förderbudget von 1,3 Mrd. Euro für 2017. 
 
Entwicklung der Arbeitsmarktpolitik  
Seit Anfang 2017 sind der stärkste Beschäftigungsaufbau (+68.000 unselbst. Beschäftigte) und der 
deutlichste Rückgang der Arbeitslosigkeit (-17.300) seit 2008, dem Konjunkturhöhepunkt vor Aus-
bruch der weltweiten Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise, zu verzeichnen. Im Dezember 16 ging man 
noch von einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit aus. Doch Konjunktur und Arbeitsmarktsitua-
tion verbesserten sich 2017 wesentlich. Dem AMS wurden um 15% mehr offene Stellen gemeldet. 
Trotz günstiger Konjunktur ist die Arbeitslosenquote 2017 mit 8,5% noch sehr hoch, - 30% höher als 
im Krisenjahr 2009.  
 
Das AMS-schloss 2017 das Programm zur Verbesserung des Arbeitsmarkterfolges von AMS-Kursen ab. 
Die Arbeitsaufnahmen der Kursabsolventen stiegen 2016 erstmals seit mehreren Jahren wieder ge-
ringfügig an. Trotz Überhandnahme der zentral von der Regierung gesteuerten AM-Programme, 
konnten die Sozialpartner die Zielsteuerung im AMS durch den AMS-Verwaltungsrat aufrechterhal-
ten. Der Verwaltungsrat bestellte im Herbst 2017 sämtliche Führungspositionen der AMS-Bundes- 
und der 9 AMS-Landesorganisationen neu. 
 
Die Vorqualifizierung auf konkrete neue Arbeitsplätze steht im Vordergrund. Der im Herbst 2016 im 
Verwaltungsrat beschlossene Ausbau der betriebsnahen Ausbildungsschiene „AQUA“ mit 6.500 
zusätzlichen Teilnehmern 2017/18 ging in die Umsetzungsphase. Das AMS-Impulsprogramm für Be-
triebe mit einem Beratungsangebot und der Qualifizierungsförderung für Beschäftigte wurde durch 
die ab Ende 2016 in Kraft getretenen günstigeren Förderbedingungen (neue Personalkostenförderung 
bei Weiterbildungen von geringqualifizierten Beschäftigten) 2017 von Betrieben stärker in Anspruch 
genommen. Erstmals wurde die Effizienz von mehr AMS-Personaleinsatz bei der Betreuung Arbeitslo-
ser im Zuge von zwei Pilotprojekten untersucht. Endergebnisse zeigten tw. Einsparungserfolge durch 
verstärkte Abmeldungen vom Leistungsbezug (wegen Auslandsurlauben, höheren Sanktionsraten). 
Die Steigerung der Arbeitsaufnahmeraten konnte nur ansatzweise festgestellt werden. 
  
Das 2015 von der WKÖ gemeinsam mit dem AMS Wien gestartete Pilotprojekt zur überregionalen 
Lehrstellenvermittlung wurde fortgesetzt. Die Bedeutung der überregionalen Vermittlung im Tou-
rismus rückte 2017 in den Vordergrund. Die mit 1.1.2017 in Kraft getretene Wiedereinführung der 
erweiterten Kurzarbeit, diesmal auf Dauer, geht auf den Beschluss des Verwaltungsrats im Herbst 
2016 zurück. Ein notwendiger Kompromiss war die befristete Wiedereinführung des Fachkräftesti-
pendiums (NEU) für Neueintritte ab 1.1.2017 bis Ende 2018. Die Forcierung der Eingliederungsbeihil-
fe für Personen 50+ war auch 2017 zentral, 2017 standen dem AMS dafür 105 Mio. Euro zur Verfü-
gung.  
 
Mit 1.7.2017 startete der Beschäftigungsbonus. Unter anderem die extrem komplexen Förderkrite-
rien machten eine breite Abstimmungs- und Informationsarbeit sowohl für Mitgliedsbetriebe als 
auch kammerintern erforderlich.  
 
Weiterentwicklung der Arbeitsmarktförderungen 
Die Neu- und Weiterentwicklung der Arbeitsmarktinstrumente stand im AMS-Verwaltungsrat im ge-
samten Jahr 2017 auf seiner Agenda. Zur Forcierung der überregionalen Vermittlung, einem zentra-
len Anliegen der WKÖ, erreichte die WKÖ, dass die AMS-Entfernungsbeihilfe und der Kombilohn aus-
gebaut wurden, um Personen zu motivieren, einen weiter entfernten Arbeitsplatz anzunehmen. 
 
Zur Umsetzung der Ausbildungsgarantie bis 25 wurde die Ausbildungsbeihilfe für über 18-Jährige, die 
sich in AMS-Ausbildungsmaßnahmen und diesbezüglichen Vorbereitungsmaßnahmen befinden, er-
höht. Weiters wurden auf Drängen der WKÖ die Fördersätze bei der betrieblichen Lehrstellenförde-
rung für über 18-Jährigen, denen der Betrieb freiwillig eine höhere Lehrlingsentschädigung auf bis 
zu 900 Euro/Monat (statt derzeit 755 Euro) angehoben. Um Asylberechtigten und subsidiär Schutzbe-
rechtigten den Zugang zur betrieblichen Lehre zu erleichtert, wurde die AMS-Förderung für betrieb-
liche Lehrstellen die bezüglich erweitert.  
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Die in Form von Pilotprojekten im Juli 2017 gestartete, von der WKÖ sehr kritisch gesehene Beschäf-
tigungsaktion 20.000 machte Änderungen im Richtlinienbereich (die Richtlinie Eingliederungsbeihilfe 
sowie zu den Sozialökonomischen Betrieben und gemeinnützigen Beschäftigungsprojekten) erforder-
lich.  
 
Altersteilzeit 
Klargestellt wurde, dass Beiträge zum FLAF ebenfalls als Altersteilzeitgeld vom AMS erstattet wer-
den können. 
 
Jugendarbeitslosigkeit und Jugendbeschäftigung in Europa 
Österreich ist mit der dualen Ausbildung weiterhin Best Practice–Beispiel innerhalb der EU. Bei der 
Jugendarbeitslosigkeit steht Österreich im europäischen Vergleich vergleichsweise gut da, rutschte 
allerdings von Platz 2 auf zuletzt (Stand Dez 2017) Platz 5 ab.  
Das im August 2016 in Kraft getretene Ausbildungspflichtgesetz („Ausbildung bis 18“) ging mit dem 
Schuljahr 2017/18 in die Umsetzung. Ab Juli 2018 wird eine Verletzung der Ausbildungspflicht ge-
genüber Erziehungsberechtigten sanktionierbar.  
 
Der Europäische Sozialfonds (ESF) 
Das operationelle Programm der aktuellen ESF-Periode 2014-2020 legt weiterhin einen Schwerpunkt 
auf die Förderung der Beschäftigung der Arbeitskräfte. Die Sozialpartner waren in die Konzeption 
federführend eingebunden: 

 Demografieberatung für Betriebe: www.demografieberatung.at , Beratung und Umsetzung von 
Maßnahmen steht Betrieben ab Juni 2017 kostenfrei zur Verfügung. 

 Pilotprojekte mit Beratungsangeboten für Betriebe zum Thema Gleichstellung und Vereinbar-
keit. 

Die neue Verwaltungsgerichtsbarkeit ab 2014  
Als Laienrichter sind die Sozialpartner u.a. im Bereich der Arbeitslosenversicherung und Ausländer-
beschäftigung eingebunden. Sie bringen berufliche Erfahrung aus der Interessenspolitik ein und er-
halten Einblick in die praktische Vollziehung der Gesetzesmaterien.  
 
Armutsbekämpfung, Sozialhilfe  
Das Thema „Soziale Eingliederung und Armutsbekämpfung“ fand Eingang in die Europäische Beschäf-
tigungspolitik und in die EU 2020–Ziele. Aus WKÖ–Sicht soll dieses Ziel durch eine gezielte Integrati-
on der von Armut Betroffenen in eine Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt erreicht werden.  
 
Arbeit und Alter  
Die Initiative Arbeit & Alter bestehend aus WKÖ, Industriellenvereinigung, Bundesarbeitskammer 
und ÖGB produzierte für ihre Website www.arbeitundalter.at einen Film mit vier Best Practice Un-
ternehmen, die Maßnahmen zu alternsgerechtem Arbeiten in ihrem Unternehmen umsetzen. Der 
Film soll andere Unternehmen zum Nachmachen animieren.  

 Mitwirkung bei der EU-Kampagne „Gesunde Arbeitsplätze für jedes Alter“.  

 Mitwirkung an der Überarbeitung der Indikatoren des Gütesiegels Nestor Gold, für Organisatio-
nen und Unternehmen, die alternsgerechtes Arbeiten im Betrieb umsetzen: 
https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Guetesiegel/NESTOR_GOLD/ 

 
Bonus-Malus-Neu abgewendet 
Mit Erreichung der Beschäftigungsziele bei den über 55-jährigen Männern und Frauen zum Stichtag 
30.6.2017 wurde klar, dass das für 1.1.2018 geplant gewesene Bonus-Malus-Modell für Betriebe 
nicht in Kraft treten würde. Bürokratie und Strafzahlungen konnten verhindert werden. Ein großer 
Erfolg durch und für österreichische Betriebe! Über 100.000 ältere Arbeitslose 50+ fanden 2017 wie-
der einen Job. Trotz des demografisch bedingten starken Anstiegs der Personen in der Altersgruppe 
50+ sank gegen Jahresende auch die Zahl der arbeitslosen Personen 50+. Hilfreich waren dabei die 
Mittel der AMS-Eingliederungsbeihilfe der Beschäftigungsinitiative 50+. 
 
Aufleb - Verein zur Ausbildung, Unterstützung von Arbeitslosen  
Die Eintrittsmöglichkeit in die JUST Implacement Stiftung wurde bis 31.12.2016 und die Projektlauf-
zeit bis 31.12.2019 verlängert. Daneben wurde 2016 eine neue Integrationsstiftung errichtet, deren 
Umsetzung 2017 startete und ebenfalls von der AUFLEB umgesetzt wird: Zielgruppenstiftung 
„JUST-Integration“ für junge Erwachsene mit Integrationsproblemen, unter anderem auch von 
Asylberechtigten sowie subsidiär Schutzberechtigten. Die WKÖ ist als Gesellschafter der Aufleb mit 
der Abteilung für Sozialpolitik und Gesundheit aktiv eingebunden. 

http://www.demografieberatung.at/
http://www.arbeitundalter.at/
https://www.sozialministerium.at/site/Ministerium/Guetesiegel/NESTOR_GOLD/
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Fachkräftesicherung, Migration, Integration, Asyl, Ethnische 
Ökonomien 

 
Referentinnen: MMag. Margit Kreuzhuber, Mag. Sabine Brunner (bis Juli 2017), 
Mag. Simone Schaller, Mag. Julia Moreno-Hasenöhrl (ab September 2017) 
 
Die WKÖ ist ua im Ausländerausschuss, Beratenden Ausschuss zur Arbeitnehmerfreizügigkeit, Integ-
rationsbeirat und in der Expert group on Economic Migration der EU-Kommission vertreten. 
 
Koordinierung/Gesamtstrategie Fachkräftesicherung 
¾ der österreichischen Betriebe leiden unter Fachkräf-
temangel, dieser hat sich zur größten Sorge der österrei-
chischen Betriebe entwickelt. Die Abteilung Sozialpolitik 
und Gesundheit wurde mit der Koordination und Erarbei-
tung einer Gesamtstrategie zur Fachkräftesicherung 
beauftragt. Ziele:  

 Fachkräftesicherung als politisches Topthema plat-
zieren 

 regelmäßige und strukturierte Erhebung des Fach-
kräftebedarfs 

 Kommunikation an Betriebe: WKÖ unterstützt bei 
der Fachkräftesicherung 

 
Die Gesamtstrategie Fachkräftesicherung umfasst folgende Handlungsfelder: Qualifizierung, Aktivie-
rung und Sicherung von Beschäftigung, Vereinbarkeit Beruf und Familie, Zuwanderungspotenziale 
nutzen und Gesundheit und Arbeitsfähigkeit erhalten.  
 
In einem ersten Schritt wurden die vorhandenen Daten zum Fachkräftemangel erhoben und für die 
jeweiligen Sparten aufbereitet. Gleichzeitig wurden Gespräche mit allen relevanten Abteilungen in 
der WKÖ sowie den Bundessparten geführt sowie bestehende Maßnahmen sowohl in Österreich als 
auch Deutschland zur Fachkräftesicherung erhoben. Im Workshop Fachkräftesicherung am 
12.12.2017 wurde die Vernetzung innerhalb der WKÖ zu diesem Thema unterstützt. 
 
Da es in Österreich keine regelmäßige, strukturierte Erhebung zum Fachkräftemangel gibt, wurde 
das ibw mit der Erstellung eines Skills Needs Monitor beauftragt, der die Darstellung von Schlüs-
selindikatoren sowie eine repräsentative österreichweite Online-Befragung der Mitglieder zum Fach-
kräftemangel umfasst. Weiters wurden politische Forderungen zur Fachkräftesicherung erarbeitet. 
Es ist gelungen, eine Fachkräfteoffensive im aktuellen Regierungsprogramm zu verankern, womit 
das Thema künftig auch politisch einen noch größeren Stellenwert erhält. 
 
Gesamtstrategie qualifizierte Zuwanderung 

 
Um im internationalen Wettbewerb um die 
besten Köpfe bestehen zu können, hat die 
WKÖ eine Gesamtstrategie für qualifizierte 
Zuwanderung entwickelt. Durch aufeinander 
abgestimmte Maßnahmen soll die Attraktivität 
des Arbeitsstandorts Österreich gesteigert 
werden und sich Österreich erfolgreich als 
Zielort für internationale Talente positionie-
ren. Die Maßnahmen beginnen bei der Aus-
wahl von interessanten Herkunftsländern, 
führen über Vorbereitungsmaßnahmen im 
Ausland (fachliche Qualifizierung, Deutschkur-
se etc.) bis zur Schaffung eines Talentepools, 
um Betrieben den Zugang zu dringend benöti-
gen Fachkräften zu erleichtern. 
 
Diese Gesamtstrategie für qualifizierte Zu-
wanderung wurde erstmals im April 2017 der 
vom BMI eingerichteten Migrationskommission 

vorgestellt und ist auf sehr positive Resonanz gestoßen. 
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Mentoring für MigrantInnen – österreichweit bereits 2.000 Mentoringpaare 
Im Rahmen des Programms „Mento-
ring für MigrantInnen“ 
(www.wko.at/mentoring) von WKO, 
Österreichischem Integrationsfonds 
und AMS unterstützen Untern  ehmer 
und Führungskräfte aus der Wirtschaft 

(Mentoren) qualifizierte Migranten bei der Eingliederung in 
den Arbeitsmarkt. Da damit auch die Internationalisierung 
der heimischen Wirtschaft gefördert werden soll, wird das 
Programm durch die Internationalisierungsoffensive „go in-
ternational“ unterstützt.  
 
Im Durchgang 2016/2017 nahmen aus dem Raum Wien/Niederösterreich 143 Mentoringpaare aus 36 
Nationen am Programm teil. Die Akademiker-Quote der Mentees war mit 97% der Teilnehmer sehr 

hoch. Von den MentorInnen wird vor allem die Mehrsprachig-
keit der Mentees und der Know-How-Transfer als wichtiger 
Beitrag zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes Österreich 
angesehen. 
 
Im aktuellen Durchgang 2017/2018 wurde die zweite Tausen-
der-Marke geknackt und österreichweit das insgesamt 
2.000ste Mentoringpaare gebildet. „Mentoring für MigrantIn-
nen“ gilt mittlerweile international als Best-Practice-
Beispiel.  

© Elmas Libohova 
 
Projekt „b.mobile – Fachkräftepotenzial nutzen“ 

Rund 2/3 der jugendlichen Asylberechtigten sind beim AMS Wien gemeldet, 
während insbesondere in den westlichen Bundesländern die Zahl der offenen 
Lehrstellen, die nicht besetzt werden können, steigt. Um Angebot und Nach-
frage am Arbeitsmarkt in Einklang zu bringen, hat die WKÖ gemeinsam mit 
dem AMS und in Kooperation mit Wirtschafts- und Sozialministerium das Pro-
jekt „b.mobile“ zur überregionalen Lehrstellenvermittlung ins Leben gerufen. 
Das Unterstützungsangebot bezieht sich nicht nur auf anerkannte junge 
Flüchtlinge, sondern auf alle Jugendlichen in Österreich. Die Jugendlichen 
haben nach erfolgreicher Vermittlung mit einem Lehrlingscoach einen fixen 
Ansprechpartner vor Ort für berufliche und private Fragestellungen. Der Lehr-
lingscoach bereitet auch den Betrieb auf das Ausbildungsverhältnis mit dem 
Jugendlichen vor. Durch dieses Projekt und das damit erworbene Know-How 
ist es gelungen, das Thema überregionale Vermittlung im AMS zu forcieren, 
sodass mittlerweile die überregionale Vermittlung zu einem eigenen Schwer-
punkt einer Geschäftsstelle des AMS Wien geworden ist. 
 

Interkultureller Leitfaden für Betriebe 
Mit dem interkulturellen Leitfaden „Österreichs Wirtschaft integriert“ 
bieten die Wirtschaftskammern Österreichs den Betrieben ein umfassen-
des Informationsangebot, das sie bei der Beschäftigung von Personen mit 
Flucht- oder Migrationshintergrund unterstützt. Rechtliche Rahmenbedin-
gungen, Integrationsmaßnahmen, Tipps für die duale Ausbildung, Infos 
zum Einfluss der Kultur und kulturelle Dos und Don’ts: Dadurch sollen 
Perspektiven geschaffen und Vielfalt bestmöglich für das Unternehmen 
genutzt werden. 
 
Neuerungen der rechtlichen Rahmenbedingungen 
Weiterentwicklung der Rot-Weiß-Rot - Karte 
Nach intensivem Betreiben der WKÖ wurden von der Bundesregierung eine Vielzahl von Forderungen 
zur Weiterentwicklung der Rot-Weiß-Rot – Karte aufgegriffen, wie zB die Einbeziehung der Bachelor-
Absolventen in die Rot-Weiß-Rot – Karte, die Ausweitung der Beschäftigungsmöglichkeiten für Stu-
dierende, eine Verbesserung des Punktesystems hinsichtlich des Kriteriums Alter, die Schaffung 
einer RWR-Karte für start ups etc.  
Erweiterung der Mangelberufsliste  
Auf massives Betreiben der WKÖ konnte die Mangelberufsliste für 2018 von 11 (Jahr 2017) auf 27 
Berufe ausgeweitet werden. 
Einführung des Aufenthaltstitels ICT für eine erleichterte konzerninterne Entsendung. 

http://www.wko.at/mentoring
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Arbeitsrecht, Familie & Gleichbehandlung 
 
Referenten:  Mag. Dr. Rolf Gleißner, Mag. Pia-Maria Rosner-Scheibengraf, Dr. Ingomar Stupar 
 
Auch in diesem großen Bereich ist die WKÖ über die Abteilung für Sozialpolitik in zahlreichen Gre-
mien vertreten, etwa in der Gleichbehandlungskommission, im Familienpolitischen Beirat, im Ar-
beitnehmerschutzbeirat und im Bundesbehindertenbeirat. 
 
Arbeitsrecht 
 
Sozialpartnerverhandlungen zu 1.500 Euro Mindestlohn und zu Arbeitszeitflexibilisierung 
Auf Experten- und politischer Ebene wurden beide Themen über Monate intensiv verhandelt. Teil 
des Prozesses waren auch die ständige Koordination aller Interessengruppen, mediale Aktivitäten 
und die Beauftragung und Begleitung von Studien und Umfragen. Zum Mindestlohn erzielten die 
Sozialpartner eine Einigung, zur Arbeitszeitflexibilisierung scheiterte die Einigung in letzter Sekunde 
an den Teilgewerkschaften. 
 
Angleichung Arbeiter/Angestellte, Regierungsverhandlungen 

 Die zweite Jahreshälfte war dominiert von vielen Gesetzesvorhaben vor der NR-Wahl sowie von 
den Regierungsverhandlungen. Die überfallsartige Angleichung von Arbeitern und Angestellte 
konnten für die Wirtschaft nur etwas entschärft, aber nicht abgewendet werden. Dafür gelang 
es, zahlreiche arbeitsrechtliche Forderungen (etwa nach Arbeitszeitflexibilisierung und nach 
Stärkung der Betriebsebene) im Regierungsprogramm unterzubringen. 
 

 Erfolgreiche Mitwirkung bei Gesetzesnovellen zur Entlastung von Betrieben von Melde- und Auf-
zeichnungspflichten (vor allem im Arbeitnehmerschutzgesetz und Arbeitsruhegesetz) und zur 
Lockerung des Kündigungsschutzes für Arbeitnehmer ab 50 Jahre 
 

 Sozialpartner-Arbeitsgruppe zu Entsendungen und Lohn- und Sozialdumping 
Die Sozialpartner haben sich daher seit Juni 2017 in einer Arbeitsgruppe mit Experten aus der 
Praxis (z.B. Finanzpolizei, BUAK, Kompetenzzentrum LSD-BG, Sozialministerium) über Probleme 
bei der Umsetzung des LSD-BG ausgetauscht. Beleuchtet wurde insbesondere die Vollziehung 
bei Sachverhalten mit Auslandsbezug und in diesem Zusammenhang unter anderem das Melde-
verfahren, die Informationsweitergabe, Kontrolltätigkeiten, vorläufige Sicherungsmaßnahmen 
sowie die Zustellung und Vollstreckung von Strafbescheiden im Ausland. Zur Verbesserung der 
Effektivität der gesetzlichen Regelungen wurden gemeinsame Vorschläge erarbeitet.  
 

 Untersuchungen zu Privattätigkeiten während der Arbeitszeit und Nutzung von Betriebs-
mitteln für private Zwecke  
Medial wird meist nur davon berichtet, wie oft Arbeitnehmer auch außerhalb des Büros er-
reichbar sein müssen. Um auch die andere Seite zu beleuchten, wurden bestehende Studien 
analysiert, eine eigene vorbereitet und in Auftrag gegeben. Das Ergebnis, das auch medial 
kommuniziert wurde, bestätigt unsere Vermutung: Die Anzahl der Arbeitnehmer, die die Ar-
beitszeit für Privates nutzen übersteigt jene Zahl von Arbeitnehmern deutlich, die in der Frei-
zeit Berufliches erledigen. Die Ergebnisse der Studie belegen eindeutig, dass weitere ein-
schränkende Regulierungen der Arbeitszeit weder notwendig, noch sinnvoll sind. 

 
ZAS-Tag 12.10.2017 zum Schwerpunkt „Religion und Gleichbehandlung“ 
In Kooperation mit dem Manz-Verlag findet jährlich ein Update zum Arbeits- und Sozialrecht des 
Jahres in einem Tag statt. Neben der aktuellen Judikatur und Gesetzgebung befasste sich das Semi-
nar u.a. mit den Themen religiöse Symbole, Arbeitspflicht, Arbeitnehmer mit Behinderung und Dis-
kriminierung. 
 
ArbeitnehmerInnenschutz-Deregulierungsgesetz, Novellen zum ASchG und ArbIG 
Mit dem ArbeitnehmerInnenschutz-Deregulierungsgesetz wurden das ArbeitnehmerInnenschutzge-
setz und das Arbeitsinspektionsgesetz 1993 geändert. Die Änderungen sind grundsätzlich am 1. Au-
gust 2017 in Kraft getreten. 
 
Die wichtigsten Änderungen im ASchG und im ArbIG 

 Entfall der Aufzeichnungspflicht für Beinahe-Unfälle  

 Entfall des verpflichtenden Verzeichnisses jener ArbeitnehmerInnen, die Tätigkeiten durchfüh-
ren, für die ein Fachkenntnis-Nachweis erforderlich ist 
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 Regelung, dass auch die Arbeitsplatzerstevaluierung nach §§ 77 und 82 in die Präventionszeit 
einrechenbar ist 

 Verlängerung des Begehungsintervalls von zwei auf drei Jahre für Arbeitsstätten mit 1 bis 10 
ArbeitnehmerInnen, sofern nur Büroarbeitsplätze oder Arbeitsplätze mit vergleichbaren Ge-
fährdungen und Belastungen eingerichtet sind  

 Vereinfachungen bei der Ermächtigung von ÄrztInnen sowie bei der Übermittlung von Unterla-

gen im Rahmen der Gesundheitsüberwachung (Befunddatenbank)  

 Verbesserung des NichtraucherInnenschutzes am Arbeitsplatz in § 30 (tritt am 1. Mai 2018 in 
Kraft) 

 Reduktion der verpflichtenden regionalen Aussprachen der Arbeitsinspektorate mit anderen 
Organisationen auf mindestens einmal jährlich 

 Reduktion des Verteilers von Aufforderungen nach § 9 Abs. 1 (Belegschaftsorgane, sonst Sicher-
heitsvertrauenspersonen)  

 
Änderung der Arbeitsstättenverordnung   
Die Arbeitsstättenverordnung wurde in den Bestimmungen zu Fluchtwegen, zur Fluchtwegslänge, 
zur Breite von Notausgängen und zur Beleuchtung von Verkehrswegen im Freien geändert. Die Ände-
rungen traten am 1. Dezember 2017 in Kraft. 

 
Ombudsstelle der Arbeitsinspektion  
Mit 1. März 2017 hat die Ombudsstelle der Arbeitsinspektion ihre Arbeit aufgenommen. Sie soll die 
zentrale Anlaufstelle für Beschwerden, Anregungen und positives Feedback zur Tätigkeit der Ar-
beitsinspektion sein.  
 
Tagung 25 Jahre Arbeitsassistenz in der WKÖ  
Zum 25. Jubiläum der Arbeits-
assistenz in Österreich luden 
Wirtschaftskammer Österreich, 
Sozialministerium und der 
Dachverband für berufliche 
Integration „Dabei-Austria“ im 
Oktober 2017 zu einer hochka-
rätig besetzten Tagung, um die 
weiteren Perspektiven der 
Arbeitsassistenz in Österreich 
zu diskutieren.  
 
Arbeitsassistenz unterstützt 
rund 14.000 Personen jährlich. 
Die Hilfestellungen reichen 
dabei von der Einschätzung der beruflichen Möglichkeiten, über die begleitete Arbeitsplatzsuche, 
bis hin zur Unterstützung in der Anfangsphase eines Arbeitsverhältnisses. Darüber hinaus erfüllt die 
Arbeitsassistenz in der Krisenintervention zur Sicherung gefährdeter Arbeitsplätze eine zentrale 
Funktion. Martin Gleitsmann hob hervor, dass durch zahlreiche Rückmeldungen aus Unternehmen 
belegt ist, dass die Beschäftigung behinderter Menschen eine Win-Win-Situation für alle darstellt. 
Denn der Arbeitnehmer erhält eine berufliche Chance und sinnstiftende Beschäftigung, der Arbeit-
geber erhält einen meist hoch motivierten Mitarbeiter mit wichtigen Qualifikationen, und dessen 
Beschäftigung wirkt auch positiv aufs Betriebsklima. Gerade im Hinblick auf den immer heftiger 
werdenden Fachkräftemangel ist die Integration behinderter Menschen ins Erwerbsleben wichtig. 
 
Publikationen 
ZAS 2017/2a: Gleißner, Kircher, Die neue Wiedereingliederungsteilzeit 
ZAS 2017/3: Gleißner: Strafbarkeit für Unterentlohnung infolge Zahlungsschwierigkeiten 
ZAS 2017/6: Stupar, Checkliste: Änderungen im Arbeitsrecht und im Sozialrecht ab 2018  
ZAS 2017/6: Gleißner, Köck Die Neuregelung der Kündigungsfristen und -termine 
ZAS 2017/6a: Stupar, Neuerungen für Lehrlinge und das Inklusionspaket 
 
Gastkommentare 
Standard, Gleißner, It‘s the demography, stupid 
Standard, Gleißner, 1.500 Euro steuerfrei – ein verunglückter Vorschlag  
Standard, Gleißner/Schweng: Eulen nach Athen – Europa soziale Dimension 
 

http://www.arbeitsinspektion.gv.at/inspektorat/Kontakt_Service/Ombudsstelle/
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Sozialversicherung & Pensionen 

 
Referenten: Dr. Martina Rosenmayr-Khoshideh (bis August 2017), Mag. Martin Kircher,  
Dr. Caroline Graf-Schimek, Mag. Sophie-Anna Werzin 
 
Sozialversicherungs-Änderungsgesetz 2017 (SVÄG 2017) 
Dieses Gesetz enthält ein Maßnahmenpaket zur Frühintervention und verbesserten Rehabilitation, 
um die nachhaltige Reintegration in den Arbeitsmarkt von vorübergehend arbeitsunfähigen Men-
schen zu stärken. Neben der Erweiterung der Richtlinienkompetenz des Hauptverbandes um die 
Aufgabenkoordinierung im Bereich Frühintervention zur Verhinderung des Ausscheidens aus dem 
Erwerbsleben, werden gesetzliche Grundlagen für eine bessere Verknüpfung von medizinischen und 
beruflichen Rehabilitationsmaßnahmen sowie Voraussetzungen einer medizinisch-beruflich orien-
tierte Rehabilitation (MBOR) geschaffen, die sich an den konkreten beruflichen Tätigkeiten der ein-
zelnen Versicherten orientieren. Das Gesetz trat mit 1.1.2017 in Kraft  
 
Sozialversicherungs-Zuordnungsgesetz (SV-ZG) 
Mit dem SV-ZG ist nach jahrelangen zähen Verhandlungen ein wichtiger Schritt in Richtung Rechtssi-
cherheit für Selbständige gelungen. Es schafft ein klares Verfahren zur Abgrenzung von selbständi-
ger und unselbständiger Tätigkeit. Zur Klärung der Versicherungszuordnung sind 3 Verfahrensarten 
mit Bindungswirkung vorgesehen: GPLA, Vorabprüfung und freiwillige Überprüfung auf Antrag. Die 
Verfahren sind durch wechselseitige Verständigungspflichten der GKK sowie der SVA/SVB geprägt. 
Ein weiterer Meilenstein für mehr Rechtssicherheit für Unternehmer liegt in der Neugestaltung der 
beitragsrechtlichen Rückabwicklung. Sollte es dennoch zu einer Umqualifizierung kommen, werden 
die vom ehemals Selbstständigen an die SVA/SVB geleisteten Beiträge zur Pensions-, Unfall und 
Krankenversicherung an die GKK überwiesen und auf die Nachforderung der GKK gegen den nunmeh-
rigen Dienstgeber angerechnet. Das Gesetz ist am 1.7.2017 in Kraft getreten. 
 
Wiedereingliederungsteilzeitgesetz (WIETZ) 
Nach längerer Krankheit (mind. 6 Wochen) ist eine sofortige Rückkehr zur vollen Arbeitszeit oft 
nicht sinnvoll. Zur Erleichterung der Wiedereingliederung können AG und AN die Herabsetzung der 
bisherigen Arbeitszeit im Rahmen einer Wiedereingliederungsteilzeit für maximal sechs Monate 
(zzgl. einer Verlängerungsmöglichkeit von 3 Monaten) vereinbaren. Die bisherige Normalarbeitszeit 
muss dabei mindestens um ein Viertel, höchstens um die Hälfte reduziert werden. Der AN hat wäh-
rend der WIETZ Anspruch auf das aliquot entsprechend der Arbeitszeit gekürzte Entgelt. Zusätzlich 
erhält er ein Wiedereingliederungsgeld (~ Krankengeld entsprechend der Arbeitszeitverkürzung) von 
der Krankenversicherung. Das Gesetz ist mit 1.7.2017 in Kraft getreten.  
 
Pensionsanpassungsgesetz 2018 (PAG 2018) 
Mit diesem Gesetz wurden neben einer außertourlichen Pensionsanpassung für das Kalenderjahr 
2018 auch wichtige Maßnahmen für EPUS und KMUs beschlossen. Abweichend von der gesetzlichen 
Bestimmung, die Pensionen mit dem Anpassungsfaktor anzuheben, ist die Pensionserhöhung für das 
Kalenderjahr 2018 gestaffelt vorzunehmen. Von der über der Inflationsrate für den betreffenden 
Beobachtungszeitraum von August 2016 bis Juli 2017 von 1,6 Prozent liegenden Pensionsanpassung 
profitieren Menschen mit niedrigem Einkommen und Pensionen. Gesamtpensionseinkommen von 
nicht mehr als 1 500 € monatlich erhalten eine Erhöhung um 2,2%, von über 1.500 Euro bis zu 2.000 
Euro monatlich um 33 Euro, von über 2.000 Euro bis zu 3.355 Euro 1,6 Prozent, von über 3.355 Euro 
bis zu 4.980 Euro monatlich einen Prozentsatz, der zwischen den genannten Werten von 1,6 Prozent 
auf 0 Prozent linear absinkt. Beträgt das Gesamtpensionseinkommen mehr als 4.980 Euro monatlich, 
so findet keine Erhöhung statt. 
 
Krankengeld für Selbständige  
Das Krankengeld für Selbständige wird ab 1.7.2018 bereits ab dem 4. Tag der Erkrankung rückwir-
kend ausgezahlt (bisher erst ab dem 43. Tag der Erkrankung). Voraussetzung ist wie bisher eine 
Krankenstandsdauer von mindestens 43 Tagen. Das Krankengeld wird jährlich valorisiert. Eine Ver-
besserung vor allem bei längerer, existenzbedrohender Arbeitsunfähigkeit. In Zukunft finanziert die 
SVA selbst das Krankengeld, nicht mehr die AUVA. 
 
Entgelterstattung für KMU 
Derzeit erstattet die AUVA KMU bis 50 Beschäftigten die Hälfte des fortgezahlten Entgelts im Kran-
kenstand und zwar für max. 6 Wochen. Ab 1.7.2018 werden Betriebe mit bis zu 10 Beschäftigten 
75% des fortgezahlten Entgelts erhalten. Wie bisher gebühren die Zuschüsse im Erkrankungsfall ab  
dem 11. Tag, bei Eintritt eines Unfalls ab dem ersten Tag der Entgeltfortzahlung. Die Zuschüsse 
werden unverändert aus Mitteln der AUVA erstattet.   
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Aushilfskräftemodell in der Sozialversicherung  
Bei der Beschäftigung von geringfügigen Aushilfskräften für maximal 18 Tage entfällt für den Dienst-
geber bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen der Unfallversicherungsbeitrag. Der Dienstge-
ber hat den pauschalen Dienstnehmer-Betrag in Höhe von 14,12% sowie die AK-Umlage von Dienst-
nehmer einzubehalten und abzuführen. Damit soll die Beschäftigung von Aushilfskräften insbesonde-
re im Tourismus erleichtert werden. 
 
Veranstaltungen 
• 16.3. – Generalsekretärin Hochhauser, Gleitsmann: 

Pressekonferenz und Studienpräsentation „Sozial-
versicherung jetzt neu denken!“ Die WKÖ hat ein 
Expertenteam des Schweizer Beratungsunterneh-
mens c-alm AG, ein Spin-Off der Universität St. Gal-
len, unter der Leitung von Prof. Dr. Hans-Jürgen 
Wolter beauftragt, Österreichs Sozialversicherungs-
system zu analysieren, Effizienzpotentiale im be-
stehenden Sozialversicherungssystem aufzuzeigen und mögliche alternative Trägerstrukturen 
und Umsetzungsideen vorzuschlagen. 
 

• 14.2. – Präsentation Fehlzeitenreport 2016 mit dem Schwerpunktthema „Alkohol in der Arbeits-
welt“: Teilnahme Martin Gleitsmann an der Podiumsdiskussion. 
 

• 27.4. – „Early Intervention “: Teilnahme von Martin Kircher an der Podiumsdiskussion der Uni-
versität Salzburg zum Thema. 
 

• 14.11. – Präsentation Fehlzeitenreport 2017 mit dem 
Schwerpunktthema „Alter(n)sgerechte Arbeitswelt“: 
Teilnahme Martin Gleitsmann an der Podiumsdiskussi-
on. 

 
 
 
• 5.12. – Abschlussveranstaltung Kampagne „PflegerIn mit Herz“. Im Rahmen der Kampagne wur-

den pro Bundesland aus insgesamt 3.000 Nominierungen, 27 Personen (je drei pro Bundesland) 
aus den Bereichen unselbständige PflegerInnen, „pflegende Angehörige“ und „24-Stunden-
Betreuung“ für ihr heraus-
ragendes Engagement mit 
einem Geldpreis geehrt. 
Im Beisein von u.a. Bun-
desminister Dr.  Harald 
Mahrer, Bundesminister 
Alois Stöger, diplomé, Ge-
neralsekretärin der Wirt-
schaftskammer Österreich 
Mag. Anna Maria Hochhau-
ser, Vizepräsident der 
Wirtschaftskammer Stei-
ermark und Obmann des 
Fachverbandes für Personenberatung und Personenbetreuung der WKÖ Andreas Herz, MSc, wur-
den in der „Grand Hall“ am Erste Campus die beliebtesten Pflegerinnen und Pfleger 2017 ge-
ehrt.     

 
Publikationen 
Gleißner, Kircher, Arbeits- und Sozialrecht: Gesetzliche Änderungen ab 1.1.2017, ZAS 2017, 46. 
Gleißner, Kircher, Die neue Wiedereingliederungsteilzeit, ZAS 2017, 100.  
Gleitsmann, Kircher, Wiedereingliederung nach langen Krankenständen – Wiedereingliederungsteil-
zeitgesetz, Jahrbuch Sozialversicherungsrecht 2017, 179.  
Graf-Schimek in Sonntag (Hrsg.), Kommentierung der §§ 27-34b GSVG, GSVG-Jahreskommentar, 6. 
Auflage 2017. 
Rosenmayr-Khoshideh in Sonntag (Hrsg.), Kommentierung der §§ 1, 3, 4 und 5 GSVG, GSVG - Jahres-
kommentar, 6. Auflage 2017. 
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Gesundheit 
 
Referenten: Dr. Wolfgang Königshofer, Mag. Claudia Janecek, Mag. Ulrike Klein (bis April 2017, 
ab Jänner 2018), Mag. Bianca Fadler (ab April 2017, bis Jänner 2018) 
 
 
Änderung des Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes-LMSVG  
Die Neuregelung für „Lebensmittel für spezielle Gruppen“ im Unionsrecht, das sind Säuglingsan-
fangsnahrung und Folgenahrung, Getreidebeikost und andere Beikost, Lebensmittel für besondere 
medizinische Zwecke und Tagesrationen für eine gewichtskontrollierende Ernährung, wurde im 
LMSVG aufgenommen. 
 
Novelle der Allergeninformationsverordnung 
Es entfällt die bisherige Verpflichtung zur Wiederholung der Schulung im Fall der mündlichen Infor-
mationsweitergabe. Damit haben wir eine Erleichterung für die Lebensmittelwirtschaft erreicht. Es 
wurde auch unser Anliegen erfüllt, dass keine zusätzlichen Schulungen für bereits ausgebildetes 
Personal (Berufsschule, Tourismusschule etc.) notwendig sind. 
 
Neue EU-Verordnungen zur amtlichen Kontrolle entlang der Lebensmittelkette und zum Tier-
seuchen- und Tiergesundheitsrecht 
Die WKÖ ist für die Durchführung dieser Rechtsakte in Österreich über ein vom BMGF eingerichtetes 
Internetportal eingebunden, über alle Entwicklungen informiert und zu Stellungnahmen eingeladen. 
 
Österreichisches Lebensmittelbuch 
In den Codex-Unterkommissionen (CUK) haben wir uns wieder für praktikable und praxisnahe Durch-
führungen von EU-Vorgaben eingesetzt, wobei wir insbesondere in der CUK Kennzeichnung sowie in 
der CUK Hygiene neue Auslegungen im Sinne der Lebensmittelwirtschaft schaffen konnten.    
 
Pharmarecht 
Nachdem Verhandlungen zwischen Vertretern des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversi-
cherungsträger und der Pharmawirtschaft über eine Weiterentwicklung der Rahmenbedingungen für 
die Erstattung von Arzneimitteln durch die gesetzlichen Krankenversicherungsträger gescheitert 
waren, wurde im April 2017 eine Novelle zum ASVG im BGBl. kundgemacht, die erhebliche Änderun-
gen im bisherigen Erstattungsrecht vorsieht.  
 
So ist u.a. vorgesehen, dass der Preis von Arzneispezialitäten, die nicht im Erstattungskodex ange-
führt sind und für die in den jeweils vergangenen zwölf Monaten ein Umsatz von über 750.000 Euro 
auf Basis des Fabriksabgabepreises mit den gesetzlichen Krankenversicherungsträgern erzielt wurde, 
den EU-Durchschnittspreis nicht überschreiten darf. Damit wird erstmals für nicht im Erstattungsko-
dex angeführte Arzneispezialitäten eine Preisregelung im ASVG normiert. Liegt der bisherige Erstat-
tungspreis über dem ermittelten EU-Durchschnittspreis, so hat das betroffene Pharmaunternehmen 
den Differenzbetrag innerhalb von sechs Monaten nach begründeter Aufforderung an die Kranken-
versicherungsträger zurückzuzahlen.  
 
Auch für Arzneispezialitäten, deren Aufnahme in den Erstattungskodex beantragt wird, sieht die 
genannte Novelle Neuerungen vor. Der EU-Durchschnittspreis, der für die Erstattung dieser Arz-
neispezialitäten die Obergrenze bildet, ist nunmehr mehrmals in vorgegebenen Zeitabständen zu 
ermitteln. Die Ermittlung aller EU-Durchschnittspreise erfolgt wie bisher durch die beim BMASGK 
eingerichteten Preiskommission. 
Für wirkstoffgleiche Nachfolgeprodukte sieht die Novelle unterschiedliche Preisbildungsvorschriften 
für Generika und Biosimilars vor. 
 
Für Arzneispezialitäten, die im grünen Bereich des Erstattungskodex samt wirkstoffgleichen Nach-
folgeprodukten angeführt sind (frei verschreibbar) und die bestimmte Preisreduktionen bereits 
durchlaufen haben, hat der Hauptverband ein „Preisband“ so festzulegen, dass dessen Untergrenze 
der Preis der günstigsten Arzneispezialität desselben Wirkstoffes bildet und dessen Obergrenze 30% 
über diesem Preis liegt. Die Preise für wirkstoffgleiche Arzneispezialitäten dürfen ab 1. Oktober 
2017 nur noch innerhalb dieses Preisbandes liegen. 
 
Die genannte ASVG-Novelle, die ohne vorheriges Begutachtungsverfahren, ohne Berücksichtigung 
der Interessen der Pharmawirtschaft und ohne Beratung im Gesundheitsausschuss in 2. Lesung des 
Nationalrates beschlossen wurde, wirft zahlreiche Fragen auf, für die bis heute noch keine Antwor-
ten gefunden wurden. 
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Medizinprodukterecht 
Im Mai 2017 wurde die Verordnung über Medizinprodukte (gilt ab 26. Mai 2020) und die Verordnung 
über In-vitro-Diagnostika (gilt ab 26. Mai 2022) im Amtsblatt der EU veröffentlicht. Diese beiden 
Unionsrechtsakte ersetzen die Richtlinien über aktive implantierbare Geräte, über Medizinprodukte 
und über In-vitro-Diagnostika. Sie gelten unmittelbar in jedem Mitgliedstaat der EU. 
 
Mit den beiden neuen Verordnungen soll ein solider berechenbarer Rechtsrahmen für Medizinpro-
dukte und In-vitro-Diagnostika geschaffen werden, der ein hohes Niveau an Sicherheit und Gesund-
heitsschutz gewährleistet, gleichzeitig aber auch innovationsfördernd wirkt, weshalb eine grundle-
gende Überarbeitung der Medizinprodukterichtlinien erforderlich war. 
 
Die neuen Verordnungen zeichnen sich gegenüber den Medizinprodukterichtlinien durch eine deut-
lich höhere Regelungsdichte aus. Daraus resultiert u.a. eine Fülle von zum Teil neuen Verpflichtun-
gen für Unternehmen, die Medizinprodukte und In-vitro-Diagnostika herstellen und in Verkehr brin-
gen.  
 
Die Abt. für Sozialpolitik und Gesundheit hat eine Arbeitsgruppe eingerichtet, in der alle Fachorga-
nisationen vertreten sind, deren Mitglieder von den neuen Verordnungen betroffen sind. Ziel dieser 
Arbeitsgruppe ist es, Probleme, die mit der Erfüllung der Anforderungen der neuen Verordnungen zu 
erwarten sind, noch vor deren Geltungsbeginn zu identifizieren und in Zusammenarbeit mit dem 
zuständigen Bundesministerium und dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen Lösungen 
hierfür zu finden.  
 
Plattform Gesundheitswirtschaft Österreich  
Die Gesundheitswirtschaft wächst und bringt damit neue Chancen 
für Innovationen, Beschäftigung und Wohlstand. Die WKÖ hat die 
„Plattform Gesundheitswirtschaft Österreich“ ins Leben gerufen, 
um diese Entwicklung zu unterstützen. Ziel der Plattform ist es, 
Österreich für den Megatrend Gesundheit fit zu machen und als DAS 
Gesundheitsland in Europa zu etablieren. Dieses Jahr wurde u.a. die 
Aktualisierung des Gesundheitssatellitenkontos für Österreich in Auftrag gegeben.  
 
Neues Jahrbuch Gesundheitspolitik und Gesundheitswirtschaft 
Seit 2009 gibt die Plattform Gesundheitswirt-
schaft Österreich das „Jahrbuch für Gesund-
heitspolitik und Gesundheitswirtschaft“ heraus.  
Am 10.1.2017 wurde das Jahrbuch 2016  
in der Labstelle in Wien präsentiert und zum  
Thema „Gesundheit für alle?! Ist die optimale 
medizinische Versorgung (auch) in Zukunft gesi-
chert?“ diskutiert. Besuchen Sie 
www.gesundheitspolitik2017.at und laden Sie 
die bisherigen Jahrbücher herunter oder bestel-
len Sie kostenlos das aktuelle Jahrbuch.  
 
 

Auch 2017 war die Plattform wieder beim Österrei-
chischen Gesundheitswirtschaftskongress am 15.3. 
beteiligt. Um Forschung und Entwicklung im Gesund-
heitsbereich zu stärken förderte die Abteilung ge-
meinsam mit anderen Sponsoren die Verleihung des 
„Health Research Award“. Besonders hervorragende 
Leistungen von Absolventen der FH-Studiengänge im 
Gesundheitsbereich wurden dabei ausgezeichnet, 
u.a. für Arbeiten zu einer App zum Monitoring von 
Übergewicht, zur Kommunikationsstrategie für die 
Gesundheitshotline TEWEB oder ELGA. 
 

© OEGWK/Falk von Taubenberg 

 
 
 
 

http://www.gesundheitspolitik2017.at/
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„Taskforce Gesundheit neu denken“:  
Experten-Manifest präsentiert 
Renommierte Experten aus dem gesundheits-
politischen Bereich haben sich 2017 in der 
„Taskforce Gesundheit neu denken” zusam-
mengefunden, um den Handlungsbedarf im 
Gesundheitswesen aufzuzeigen und mögliche 
Lösungsvorschläge zu präsentieren. Martin 
Gleitsmann (Wirtschaftskammer Österreich), 
Gerald Bachinger (Sprecher der Patientenan-
wälte), Bernhard Rupp (Arbeiterkammer Nie-
derösterreich), Thomas Czypionka (Institut für 
Höhere Studien), Michael Heinisch (Vinzenz-Gruppe), Georg Paucek (MEDICON Consulting) und Eva 
Höltl (Gesundheitszentrum Erste Group) haben in einem Manifest fünf zentrale Forderungen für die 
Reform des Gesundheitswesens veröffentlicht. Hierzu zählen vor allem folgende Punkte: Kompetenz 
stärken; Qualität sichern und verbessern; Versorgung chronisch Kranker optimieren; Innovationen 
und eine verbesserte Koordination der Schnittstellen. Nähere Informationen unter 
https://www.wko.at/site/Plattform-Gesundheitswirtschaft/taskforce_manifest.html  
 
Zukunftschance Demografie 
2017 hat sich die Abteilung des „neuen“ Themas Demografie angenommen. Zur Abwechslung stehen 
nicht Probleme wie Finanzierung der Pflege oder Pensionen im Zentrum der Überlegungen, sondern 
die Chancen die der demografische Wandel für Gesellschaft und Wirtschaft bietet. Das IHS wurde 
mit einer ersten Studie beauftragt, die 2018 präsentiert wird. In weiterer Folge soll daraus ein neu-
es Strategiethema für die Wirtschaft werden. 
 
Betriebliche Gesundheitsförderung 
Die WKÖ glaubt an die positiven Auswirkungen von betrieblicher 
Gesundheitsförderung (BGF) und setzt sich daher in ver-
schiedensten Gremien und bei unterschiedlichen Projekten für 
die weitere Verbreitung von BGF ein. Um Unternehmen und 
Mitarbeiter bei der Umsetzung von Gesundheitsförderung im 
Betrieb zu unterstützen, hat die WKÖ das Portal proFITNESS – Gesunde Mitarbeiter Gesundes Unter-
nehmen ins Leben gerufen. Die Website wurde 2016 aktualisiert und das Design modernisiert: 
www.profitnessaustria.at    
 
 
 
 

https://www.wko.at/site/Plattform-Gesundheitswirtschaft/taskforce_manifest.html
http://www.profitnessaustria.at/
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Europäische Sozialpolitik  

 
Referentin: Mag. Christa Schweng 
 
Die WKÖ ist über die Abteilung für Sozialpolitik im Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 
(EWSA) vertreten, der die europäischen Institutionen berät. Als Mitglied im EWSA und Vizepräsiden-
tin der Fachgruppe Soziales wurde 2017 eine Stellungnahme zur Änderung der Gründungsverordnun-
gen der dreigliedrigen europäischen Agenturen (Eurofound, CEDEFOP und EU-OSHA) erarbeitet, so-
wie als Ko-berichterstatterin an der Stellungnahme zur Überarbeitung der Koordinierungsverordnung 
für die Systeme der sozialen Sicherheit mitgearbeitet. Die WKÖ ist auch in Verwaltungsrat und Vor-
stand der Europäischen Agentur für Sicherheit und Gesundheitsschutz in Bilbao vertreten.  
 
Am 20.12. besuchte der Präsident der Arbeitgebergruppe des EWSA, Herr 
Jacek Krawczyk, die im EWSA vertretenen österreichischen Arbeitgeber-
organisationen. Bei diesem Besuch, der einem ersten Meinungsaustausch 
der österreichischen Präsidentschaft diente, konnten auch die europäi-
schen Prioritäten u.a. unserer Abteilung dargelegt werden. 
 
2018 beteiligte sich die WKÖ an folgender öffentlicher Konsultation: 

 Zugang von Selbständigen zur Sozialen Sicherheit  

 Europäische Arbeitsbehörde 

 Einheitliche Europäische Sozialversicherungsnummer 
An folgender Sozialpartnerkonsultation hat die WKÖ teilgenommen: 

 Nachweis-Richtlinie  
 
Überarbeitung der Entsende-Richtlinie 
Abgelehnt wird die Anwendung des gesamten Arbeitsrechts des Aufnahmestaates nach 24 Monaten 
Entsendung. Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen sollten Verwaltungsbehörden besser 
zusammenarbeiten, wie dies in der Durchsetzungsrichtlinie vorgesehen ist und Sanktionen grenz-
überschreitend wirksam durchgesetzt werden können. 
 
Blue Card-Richtlinie 
Die WKÖ spricht sich dafür aus, dass nationale Systeme, die Aufenthalt und Arbeit von qualifizierten 
Drittstaatern regeln, parallel zur Blue Card bestehen bleiben können. 
 
Nachweis-Richtlinie 
Die Definition des Arbeitnehmers, die Mindestanforderungen an die Arbeitsbedingungen sowie die 
Durchsetzungsvorschriften sind im Hinblick auf das Subsidiaritätsprinzip problematisch. Die Festle-
gung von Mindestrechten widerspricht dem Charakter dieser Richtlinie und wird daher abgelehnt.  
 
Vereinbarkeit Familie-Beruf 
Wir lehnen die zusätzlichen Kosten ab, die durch die Abgeltung von Vaterschafts-Eltern- und Pflege-
urlaub mit mindestens der Höhe des Krankenentgelts entstehen, die Möglichkeit, den Elternurlaub 
bis zum 12. Lebensjahr des Kindes aufzuschieben, das fehlende Abstellen auf den gemeinsamen 
Haushalt mit dem Kind bei Inanspruchnahme von Eltern- oder Pflegeurlaub sowie die Beweislastver-
schiebung und unklare Rechtsbegriffe wie „Vorbereitung einer Kündigung“.  
 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr 
Positiv bewertet werden die Klarstellungen, die das Verbringen der Lenkpausen im fahrenden Fahr-
zeug bei Mehrfahrerbetrieb ermöglichen, sowie dass auch reduzierte wöchentliche Ruhezeit bei 
kombinierter Beförderungen auf Fährschiff oder Eisenbahn genommen werden kann. Abgelehnt wird 
hingegen, dass wöchentliche Ruhezeiten und Ausgleichsruhezeiten von mehr als 45 Stunden nicht 
mehr im Fahrzeug verbracht werden dürfen und die Unternehmer eine geeignete Unterkunft bereit-
stellen müssen.  
 
Entsendung im Verkehr 
Dauert die Entsendung länger als drei Tage finden die Lohnbestimmungen und Bestimmungen zum 
Mindesturlaub des Mitgliedstaates Anwendung in das der Fahrer entsandt wird. Ein Aufenthalt von 
mehr als 6 Stunden wird dabei als ganzer Tag gewertet, was aus unserer Sicht nicht akzeptabel ist 
und zumindest auf 12 Stunden ausgedehnt werden sollte. Die Entsendemeldung entspricht der öster-
reichischen Regelung. Wir sprechen uns jedoch dagegen aus, dass der Fahrer die Lohnunterlagen der 
letzten beiden Monate mit sich führen muss. 
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Weitere Aktivitäten 
 
Rundbrief der Abteilung und Presseaussendungen  
Rundbrief SPIK (unter http://wko.at/sp). Im Jahr 2017 wurden 12 SPIK-Ausgaben erstellt und an ca. 
700 Adressaten versandt. 
Wir haben von 2.1. Bis 31.12.2017 75 Presseaussendungen hinausgegeben. 
 
 
Betreute Webseiten 
 
Abteilung für Sozialpolitik und Gesundheit http://wko.at/sp 
Mentoring für MigrantInnen http://wko.at/mentoring 
Migration und Integration http://wko.at/migration 
Plattform Gesundheitswirtschaft www.wirmachengesundheit.at 
proFITNESS www.profitnessaustria.at 
Selbständig und sicher http://wko.at/selbstaendigundsicher 
Barriere Check http://www.barriere-check.at/ 
Fachkräftepotenzial www.fachkraeftepotenzial.at 
 
 
Mitbetreute Webseiten 
 
www.eval.at (Informationen, Tipps, Checklisten zum Arbeitnehmerschutz) 
www.arbeitundalter.at 
www.arbeitundbehinderung.at 

 
 
Fortbildungs- und Netzwerkaktivitäten 
 

 Jänner 2017: Teamklausur der Abteilung Sozialpolitik und Gesundheit in der Therme Stegers-
bach. 

 Juni 2017: Treffen mit Netzwerkpartnern aus anderen Interessensvertretungen, Sozialversiche-
rungsträgern, Ministerien und der Privatwirtschaft zum Volleyballspiel. 

 Oktober 2017: Sp-Fortbildungstagung in Krems, Betriebsbesuche Firma Winzer Krems 
 
 

Martin Gleitsmann gratuliert Harald Mahrer zur Wahl zum  
Obmann des Österreichischen Wirtschaftsbundes am  
18. Dezember.  
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Unser Team Sozialpolitik und Gesundheit 
 

 

Dr. Martin Gleitsmann 

Abteilungsleiter 

Mag. Dr. Rolf Gleißner 
Abteilungsleiter-Stellvertreter 
Arbeitsrecht: Arbeitsverfassung,  
Arbeitszeit; AUVA; Infobrief SPIK 

Mag. Christa Schweng 

EU-Sozialpolitik, EWSA, Koordination 

Dr. Martina Rosenmayr-Khoshideh 
(bis August 2017) 

Sozialversicherung (Pensionsversi-
cherung, Versicherungs-, Melde- u. 
Beitragsrecht) 

Mag. Martin Kircher 

Sozialversicherungsrecht (PV), Kran-
kenanstaltenrecht, Pflege, 2.u.3. 
Pensionssäule, Dienstgebervertreter 
der SV 

 

Mag. Julia Moreno-Hasenöhrl  

(ab September 2017) 
Migration u. Integration,  
Subventionen 

Dr. Caroline Graf-Schimek, LL.M. 
Sozialversicherung (KV, Versiche-
rungs-, Melde- u. Beitragsrecht), 
Wirtschaft & Wissenschaft 
 

Mag. Gabriele Straßegger 
Arbeitsmarkt- und Beschäftigungs-
politik, AMS: Kontrollausschuss, 
Arbeitsmarktförderung, Armut - 
Mindestsicherung 

Mag. Maria Kaun 
Arbeitsmarkt, AMS: Strategieaus-
schuss, Ältere Arbeitnehmer 

 

MMag. Margit Kreuzhuber 
Beauftragte für Migration u. In-
tegration, Ausländerbeschäftigung, 
Fachkräftesicherung 

Mag. Ulrike Klein (bis April 2017, 

ab Jänner 2018) 

Gesundheitspolitik, Plattform Gesund-
heitswirtschaft Österreich, BGF  
(proFITNESS), Gesundheitsberufe 

Mag. Sabine Sonja Brunner, 
LLB.oec (bis Juli 2017) 

Migration u. Integration, Ausländer-
beschäftigung, Fachkräftemangel, 
Migration u. Gesundheit 

Mag. Pia-Maria Rosner-Scheibengraf 

Arbeitnehmerschutz und Behinderten-
politik 

Dr. Ingomar Stupar 
Gleichbehandlungsrecht, Individual-
arbeitsrecht, Vereinbarkeit Familie 
& Beruf 

Mag. Claudia Janecek 
Lebensmittel-, Futtermittel- und 
Veterinärrecht 

DDr. Wolfgang Königshofer 
Arzneimittel-, Medizinprodukte- und 
Lebensmittelrecht, Zivildienst 

Mag. Simone Schaller 

Migration u. Integration, Ausländer-

beschäftigung 

Mag. Bianca Fadler (ab April 2017, 
bis Jänner 2018) 

Gesundheitspolitik, Plattform Ge-
sundheitswirtschaft Österreich, BGF  
(proFITNESS), Gesundheitsberufe 

Mag. Sophie-Anna Werzin 

Praktikantin Sozialversicherung 
 

 
Redaktion Jahresbericht: Mag. Maria Kaun 


